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Haushaltsplan 2021 - Genehmigungs- und Begleiterlass der Aufsichtsbehédrde

Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Eingangsstempel Amt 16

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich {
Kéammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich "
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich "
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich {
- der HGO nicht erforderlich erforderlich "
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich {
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich "
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich {
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich "
Kommission nicht erforderlich erforderlich "
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich "
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich "
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder L]
iLalsdst(\:lslrjc;rsdnetenversammlung nicht erforderlich erforderlich O
Offentlich o nicht offentlich ¢~

X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestatigung Dezernent

Imholz
Stadtkdmmerer

Vermerk Kadmmerei

X Stellungnahme nicht erforderlich

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.
[] = siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden, 14.06.21

gez. Imholz
Stadtkdmmerer




Seite 2 der Sitzungsvorlage Nr. 2 1 -V-

20-0023

A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] griin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfligte Ausgaben (lIst): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um

[ ] Mehrkosten
[] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. - (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung k(i):tgn Bedairrfépllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Wiesbaden hat am 12. November
2020 die Haushaltssatzung 2021 beschlossen. Im Rahmen des kommunalaufsichtlichen
Genehmigungsverfahrens erteilte das Hessische Ministerium des Innern und fur Sport die
erforderlichen Genehmigungen fir das Haushaltsjahr 2021 ohne Auflagen, aber mit Hinweisen.

Anlagen:

Anlage 1 Genehmigungserlass vom 14. April 2021
Anlage 2 Begleiterlass vom 14. April 2021

C Beschlussvorschlag

1. Es wird davon Kenntnis genommen, dass

1.1. das Hessische Ministerium des Innern und fir Sport die Abweichung von den Vorgaben
zum Haushaltsausgleich fur den Finanzhaushalt fir das Haushaltsjahr 2021 genehmigt hat.

1.2. das Hessische Ministerium des Innern und fir Sport die Gesamtbetrage der nach der
Haushaltssatzung fur das Jahr 2021 vorgesehenen Kreditaufnahmen, Verpflichtungs-
ermachtigungen und des Hochstbetrages der Liquiditatskredite genehmigt hat.

1.3. das Hessische Ministerium des Innern und fur Sport die Gesamtbetrage der nach dem
Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs ,ELW - Entsorgungsbetriebe der Landeshauptstadt
Wiesbaden® fur das Jahr 2021 vorgesehenen Gesamtbetrage fur Kreditaufnahmen und
Verpflichtungserméachtigungen sowie des Hochstbetrages der Liquiditatskredite genehmigt
hat.

1.4. die Festsetzungen fir die Eigenbetriebe ,mattiaqua - Eigenbetrieb fir Quellen, Bader,
Freizeit, ,TriwiCon - Eigenbetrieb fir Messe, Kongress und Tourismus” und ,WLW -
Wasserversorgungsbetriebe der Landeshauptstadt Wiesbaden" keine Genehmigungen
erfordern.

1.5. die Haushaltssatzung 2021 erst nach der offentlichen Bekanntmachung und der
anschlielenden Auslegung in Kraft tritt.

1.6. die Genehmigung mit folgenden Hinweisen erteilt wurde:

Allgemeines
o Eingeleitete KonsolidierungsmalRnahmen sind zu intensivieren, um das Gebot des
gesetzlichen Haushaltsausgleichs dauerhaft sicherzustellen.

) Kinftig muss es daher Ziel sein, die Gesamtaufwendungen spirbarer zu reduzieren
und insgesamt auf das durchschnittliche Niveau der jahrlichen Einnahmen
auszurichten.

) Ertrage und Einzahlungen sind in der rechtlichen zulassigen Ho6he vollstandig
umzusetzen.

o Abweichungen von den Planwerten im Haushaltsvollzug sind zeithah mit dem Jahres-
ergebnis vorzulegen.

) Bei sich abzeichnenden Verschlechterungen im Haushaltsvollzug im Vergleich zur
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Haushaltsplanung sind geeignete Gegensteuerungsmafinahmen dokumentiert mit
den Fachbereichen zu vereinbaren.

Uber die Haushaltsentwicklung ist der Aufsichtsbehérde monatlich eine
Hochrechnung vorzulegen.

Sofern im Haushaltsvollzug substantiell negative Abweichungen von den
veranschlagten Defiziten zu erwarten sind, sind der Aufsichtsbehérde daneben
Berichte zu konkreten Konsolidierungsmafinahmen zur Erreichung der Defizitvorgabe
vorzulegen.

In diesem Zusammenhang behalt sich die Aufsichtsbehérde vor, der
Landeshauptstadt Wiesbaden fir den Haushaltsvollzug Auflagen zu erteilen.

Von der Mdglichkeit, haushaltswirtschaftliche Sperren gemaR § 107 HGO
auszusprechen, ist bei substantiell negativen Abweichungen vom Planwert Gebrauch
zu machen.

Es sollten nur Auszahlungen geleistet werden, zu denen die Stadt rechtlich
verpflichtet ist oder die bei Anlegung strengster Maf3stabe dringend erforderlich sind.

Bei allen Pflichtleistungen sollten Ermessensspielraume fur Einsparungen genutzt
werden.

Alle Mdglichkeiten zur Verbesserung der Einzahlungen sollten ausgeschopft werden.
Der Umfang stadtischer Zuschisse sollte konsequent tberpruft werden.

Dabei sollte folgendes Prifraster mit dem Ziel einer strikten Wirkungskontrolle
angewendet werden:

- Besteht ein zwingendes 6ffentliches Bedurfnis fur die Wahrnehmung der Aufgabe?

- Ist die Zuschusshéhe dem angestrebten Zweck angemessen?

- Wie ist die eigene Leistungsfahigkeit der letztlichen Nutzer zu bewerten?

- Stellen die Verfahren der Zuschussvergabe und der Verwendungskontrolle die
Erfillung des zwingenden o6ffentlichen Bediirfnisses sicher?

Vermogensgegenstande, die die Stadt zur Erflllung ihrer Aufgaben in absehbarer

Zeit nicht ben6tigt, sind auf ihre VeraulRerbarkeit zu Uberprifen.

Bei speziellen Einnahmemdoglichkeiten ist unter Berticksichtigung des § 93 Abs. 2
HGO das Prinzip der Kostendeckung zu beachten. Die bisher angenommenen
Grenzen der Vertretbarkeit sollten dabei regelmafig tberprift und angepasst
werden.

Die Berichte gegeniber der Stadtverordnetenversammlung gemaf § 28 GemHVO
sind der Aufsichtsbehdrde zur Kenntnis zu geben.

Personal

Auf Personalkosteneinsparungen sollte weiterhin kontinuierlich hingewirkt werden.

Notwendige Neubesetzungen bzw. Beférderungen oder Héhergruppierung sollten
nicht zum frihestmdglichen Zeitpunkt vorgenommen werden.

Die Regelungen im Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 03. Mai 2018
(,Neue Regelung zur Steuerung der Personalkosten ab 2018 ff*) sollten konsequent
umgesetzt werden.

Ein unabweisbarer Mehrbedarf sollte in erster Linie durch interne Versetzungs- bzw.
Organisationsmaoglichkeiten ausgeglichen werden.

Die Entscheidung Uber Stellenwiederbesetzungen ist an die aktuelle Haushaltslage
zu knupfen.

Bei den zahlungswirksamen Personalaufwendungen sollten - ohne Berlcksichtigung
des Ausbaubereichs Kinderbetreuung und drittfinanziertem Personal - keine
zusatzlichen Haushaltsmittel fur tarifliche Steigerungen in 2021 berlcksichtigt
werden. Die Tarifsteigerungen sind aus dem Budget zu kompensieren.
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Eigenbetriebe und stadtische Gesellschaften

o Die Wirtschaftsfiihrung bei den Eigenbetrieben ist so auszurichten, dass eine
Reduzierung der stadtischen Zuschuisse erreicht wird.

) Die im Haushaltsplan 2021 der Stadt geplanten Zuschiisse an die Eigenbetriebe
durfen nicht Gberschritten werden.

o Bei substantiell negativen Abweichungen vom Planwert ist der Aufsichtsbehdrde ein
Bericht mit Konsolidierungsmafnahmen vorzulegen.

) Bei der Wirtschaftsfilhrung der Eigenbetriebe sind die Festsetzungen der Wirtschafts-
plane zwingend einzuhalten.

. Veranschlagte Ertrage und Einzahlungen sind mindestens in Hohe der jeweils
geplanten Betrage zu erwirtschaften.

. Bei sich abzeichnenden Verschlechterungen sind geeignete Gegensteuerungsmaf3-
nahmen mit dem Eigenbetrieb zu vereinbaren.

° Im Bereich der stadtischen Gesellschaften ist das Leistungsangebot mit dem Ziel der
Gewinnerhéhung oder Verlustabsenkung weiterhin kritisch zu Gberprifen.

o Auch Absenkung von Standards sollten in die Uberpriifung ernsthaft aufgenommen
werden.

o Soweit stadtische Gesellschaften einen jahresbezogenen Uberschuss erzielen, sollten
Gewinnausschittungen an den Kernhaushalt ernsthaft geprift werden.

. Ausweitungen des Leistungsangebotes sollten weder zu einer negativen Ergebnis-
entwicklung noch zu einer Verminderung des Eigenkapitals fuhren.

) Bei substantiellen negativen Abweichungen zum Planwert ist der Aufsichtsbehdrde ein
Bericht mit KonsolidierungsmalRnahmen vorzulegen.

. Diese Hinweise sind sinngemal auch auf die Wirtschaftsfiihrung der Eigenbetriebe
anzuwenden.

. Im Hinblick auf die Wirtschaftspléne der Eigenbetriebe sind kinftig die gesetzlichen
Vorgaben vollumféanglich zu bertcksichtigen.

2. Dezernat I11/20 wird beauftragt, die Genehmigungshinweise in Verbindung mit den
Dezernaten im Haushaltsvollzug umzusetzen und entsprechende Berichte der
Aufsichtsbehdrde mitzuteilen.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&uden und des &ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)
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IV. Ergénzende Erlduterungen
(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

In der Haushaltssatzung 2021 wird ein negativer Saldo aus laufender Verwaltungstatigkeit
ausgewiesen, so dass der Finanzhaushalt nach § 92 Abs. 5 Nr. 2 HGO nicht ausgeglichen ist.
Daraus ergibt sich gemaR § 92a Abs. 1 Nr. 1 HGO die Verpflichtung, ein Haushaltssicherungs-
konzept aufzustellen. Nach Abschnitt Il Ziffer 4 des Finanzplanungserlasses 2021 vom 01.10.2020
entfallt das Haushaltssicherungskonzept in den Fallen, in denen der Saldo des
Zahlungsmittelflusses aus laufender Verwaltungstétigkeit zwar nicht so hoch ist, dass daraus die
Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung von Krediten geleistet werden kdnnen, jedoch ausreichend
Liquiditat fur die Tilgungsleistungen zur Verfligung steht.

Die Stadt Wiesbaden weist zu Beginn des Haushaltsjahres 2021 einen geplanten Liquiditats-
bestand von 277,4 Mio. € auf. Der hohe Liquiditatsbestand steht zur Finanzierung des Defizits im
Finanzhaushalt zur Verfligung, so dass ein Haushaltssicherungskonzept nicht aufzustellen ist.

Nach & 50 Abs. 3 HGO sind Genehmigungs- und Begleiterlass der Stadtverordnetenversammiung

zur Kenntnis zu geben.

Wiesbaden, 14. Juni 2021
2002 3405 sr

Imholz
Stadtkammerer



	Umweltamt: Umweltprüfung

